
 

Urteil des Bundesgerichts 4A_43/2026 vom 5. Mai 2026  
(Folgeurteil zum Urteil des Bundesgerichts 4A_412/2019 vom 27. April 
2020) 

Haftung des Planers für Planung und Bauleitung; Kontrollpflichten des Bauleiters; 
Kausalität; Rückweisungsentscheid und Bindungswirkung; Verjährungseinrede, 
rechtliches Gehör 

Zusammenfassung 

Das Bundesgericht bestätigt die Verantwortlichkeit des Planers für Schäden infolge man-
gelhafter Planung und ungenügender Bauleitung. Im Vordergrund stehen prozessuale 
Ausführungen zur Bindungswirkung eines bundesgerichtlichen Rückweisungsentscheids 
sowie materiellrechtliche Überlegungen zur (eigenständigen) Haftung des Bauleiters für 
ungenügende Überwachung der Bauausführung. Teilweise gutgeheissen wird die Be-
schwerde einzig deshalb, weil das Handelsgericht eine erhobene Verjährungseinrede 
nicht geprüft hatte. 

Sachverhalt 

Die Klägerin verlangte als Rechtsnachfolgerin der ursprünglichen Bauherrschaft den «Er-
satz verschiedener aufgetretener Schäden. Sie stellte sich im Wesentlichen auf den 
Standpunkt, in sämtlichen Filialen seien feuchte Stellen und Risse aufgetreten, die auf 
mangelhafte Planung zurückzuführen seien. Zudem forderte sie Ersatz der erforderlichen 
vorprozessualen Anwalts- und Gutachterkosten und verlangte aufgrund der fehlerhaften 
Bauleitung die Minderung des Honorars. Die Beklagte bestritt die Aktivlegitimation der 
Klägerin sowie das Vorliegen von Mängeln und wandte unter anderem die Verwirkung der 
Ansprüche wegen verspäteter Mängelrüge ein.» 

Das Verfahren beschäftigte die Gerichte über viele Jahre. Nachdem das Handelsgericht 
Zürich die Klage im Jahr 2019 zunächst abgewiesen hatte, hob das Bundesgericht diesen 
Entscheid im Jahr 2020 teilweise auf und wies die Sache zur ergänzenden Abklärung und 
neuen Entscheidung zurück (Urteil des Bundesgerichts 4A_412/2019 vom 27. April 2020). 
In der Folge wurde ein Gerichtsgutachten eingeholt. Gestützt darauf sprach das Handels-
gericht der Klägerin Schadenersatz von rund CHF 257'000 zu. Dagegen gelangte die Be-
klagte erneut ans Bundesgericht.  

Erwägungen des Bundesgerichts 

Bindungswirkung nach Rückweisung 

Das Bundesgericht erinnert an einen wichtigen prozessualen Grundsatz, welchen ich sei-
ner Bedeutung und Klarheit wegen gerade weitgehend wörtlich wiedergebe: «Nach einem 
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Rückweisungsentscheid des Bundesgerichts sind sowohl dieses selbst als auch die kan-
tonalen Instanzen an die rechtliche Beurteilung gebunden, mit der die Rückweisung be-
gründet wurde.» … Wegen dieser Bindung ist es den vorinstanzlichen Gerichten verwehrt, 
einen anderen als den bisherigen Sachverhalt zu unterstellen oder die Sache unter recht-
lichen Gesichtspunkten zu prüfen, die im Rückweisungsentscheid abgelehnt oder über-
haupt nicht in Erwägung gezogen worden waren. Wie weit die Gerichte und Parteien an 
die erste Entscheidung gebunden sind, ergibt sich aus der Begründung der Rückweisung, 
die sowohl den Rahmen für die neuen Tatsachenfeststellungen als auch jenen für die 
neue rechtliche Begründung vorgibt. … Die neue Entscheidung der unteren Instanz ist so-
mit auf diejenige Thematik beschränkt, die sich aus den bundesgerichtlichen Erwägungen 
als Gegenstand der neuen Beurteilung ergibt. Das Verfahren wird nur insoweit neu in Gang 
gesetzt, als dies notwendig ist, um den verbindlichen Erwägungen des Bundesgerichts 
Rechnung zu tragen. Daraus folgt schliesslich auch, dass die zuvor obsiegende Be-
schwerdeführerin im neuen Verfahren keine Verschlechterung ihrer Rechtsstellung erlei-
den darf; im für sie ungünstigsten Fall müsste sie sich mit dem bisherigen, von der Ge-
genpartei nicht angefochtenen Ergebnis abfinden.» 

Fragen, die bereits entschieden wurden oder im ersten Beschwerdeverfahren hätten vor-
gebracht werden können, auch wenn dies nicht geschehen ist, dürfen grundsätzlich nicht 
erneut aufgeworfen werden. Aus diesem Grunde mussten die Argumente der Beklagten 
bezüglich der Aktivlegitimation der Klägerin unbeachtet bleiben; die Beklagte hatte die 
entsprechenden Erwägungen des Handelsgerichts im Prozess 2019 im Bundesgerichts-
verfahren 2020 nicht angefochten. Ebensowenig jene zur Verwirkung der klägerischen An-
sprüche; das Handelsgericht hatte 2019 die Verwirkung verneint, die Erwägungen waren 
im Bundesgerichtsverfahren 2020 nicht als bundesrechtswidrig gerügt worden. 

Haftung aus fehlerhafter Planung und Bauleitung 

Die Haftungen aus Planung und Bauleitung sind rechtlich getrennt zu beurteilen. Das 
Bundesgericht bejahte bei einzelnen Filialen eine Haftung zufolge fehlerhafter Pläne, und 
bei allen Filialen eine Haftung aus ungenügender Bauleitung. Die Beklagte hätte als Bau-
leiterin «bei der Ausführung der Sockelabdichtung bei sämtlichen Filialen eine engma-
schigere Überwachung sicherstellen müssen. Die Tatsache, dass die Sockel ungenügend 
abgedichtet gewesen seien, zeige, dass sie diese Überwachung nicht in genügendem 
Mass wahrgenommen habe. Damit sei die Beklagte ihren Aufgaben als Bauleiterin nicht 
in genügender Weise nachgekommen und habe für die daraus entstandenen Schäden - 
bei allen Filialen - nach den Regeln des Auftragsrechts einzustehen» (E 4.1.1.). 

Kausalität 

Im Bundesgerichtsentscheid 2020 (4A_412/2019) hatte das Bundesgericht das Handels-
gerichtsurteil 2019 wie folgt zitiert: «Insgesamt erscheine zwar nachvollziehbar, dass die 
von der Beschwerdeführerin geltend gemachten Mängel grundsätzlich geeignet seien, ei-
nen Feuchtigkeitsschaden und damit zusammenhängende Folgen zu bewirken. Diese 
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habe es jedoch vollständig unterlassen, darzulegen, "welche Mängel sich wie auf die 
Baute ausgewirkt haben" sollen. Aufgrund der Darstellung der Beschwerdeführerin 
müsse wohl davon ausgegangen werden, dass sämtliche der behaupteten Mitursachen 
für den Eintritt des Gesamtschadens relevant gewesen seien. Dies habe zur Folge, dass 
ein Kausalzusammenhang nicht nachgewiesen werden könne.» (E 7.1.1). Dem hielt das 
Bundesgericht entgegen: «Der Umstand, dass der Experte den von der Beschwerdeführe-
rin behaupteten Kausalzusammenhang bejahte, muss vielmehr als Behauptung genü-
gen, auch wenn dieser die technischen Modalitäten des Kausalzusammenhangs nicht 
detailliert darlegte. Indem die Beschwerdeführerin mit Hinweis auf zwei Privatgutachten 
und unter Angabe von verschiedenen Beweisofferten ausführte, dass verschiedene Bau-
elemente, welche dem Schutz vor Feuchtigkeit dienen, entgegen den Regeln der Bau-
kunde nicht vorhanden oder mangelhaft seien, was Feuchtigkeitsschäden verursacht 
habe, kam sie ihrer Behauptungs- und Substanziierungslast hinsichtlich der Vorausset-
zung des Kausalzusammenhanges nach.» (E. 7.4.2.1). Wie bekannt, hiess das Bundesge-
richt dann die Beschwerde teilweise gut: «Zusammenfassend vermag die Beschwerde-
führerin die vorinstanzlichen Ausführungen zu verschiedenen angeblichen Mängeln (So-
ckelabdichtungen, Schwedenschnitte, Gleitlager, Gefälle; E. 5 und E. 6) sowie zum Kau-
salzusammenhang und Schaden (E. 7) als rechtswidrig darzutun.» (E. 9). 

Im hier besprochenen Entscheid 4A_43/2026 fasst das Bundesgericht nun die Erwägun-
gen der Vorinstanz zur Kausalität wie folgt zusammen: «Die Vorinstanz sah es als erwie-
sen an, dass verschiedene Ursachen für die entstandenen Schäden an den Filialen kausal 
seien bzw. eine relevante Mitursache für die Entstehung dieser Schäden darstellten, wo-
bei sie die relevanten (Mit-)Ursachen im Urteil für die verschiedenen Filialen in einer Ta-
belle darstellte. Sie prüfte sodann für jede Filiale die Anteile der verschiedenen Mitursa-
chen am Gesamtschaden und hielt zusammenfassend fest, dass die fehlende Sockelab-
dichtung, die fehlenden Kapillarschnitte, die fehlenden Schwedenschnitte, die fehlenden 
Gleitlager, der ungenügende Putz sowie mechanische Beschädigungen und die Reinigung 
mit einem Schlauch geeignet seien, um den an den streitgegenständlichen Filialen ent-
standenen Schaden zu verursachen. Ebenfalls dazu geeignet sei die fehlerhafte Perime-
terdämmung in beiden hier relevanten Formen, jedoch nur zu einem geringen Ausmass. 
Sodann begünstigten die fehlenden entwässernden Rinnen bei schwellenlosen Zugängen 
die Entstehung des Schadens. Für diese möglichen Ursachen sei damit ein natürlicher 
Kausalzusammenhang gegeben. Dagegen sei nicht erstellt, dass die fehlende Netzein-
bettung, die Erstellung der Böden im Rüttelbettverfahren oder allfällige Um- und Erweite-
rungsarbeiten eine natürliche kausale Ursache der entstandenen Schäden darstellten.» 
(E. 5.1). 

Verjährung 

Die Vorinstanz hatte die von der Beklagten erhobene Verjährungseinrede nicht geprüft 
und damit den Gehörsanspruch (Art. 53 Abs. 1 ZPO und Art. 29 Abs. 2 BV) verletzt. «Sie 
hatte die Verjährung auch nicht etwa in ihrem ersten Urteil vom 27. Juni 2019 beurteilt, 
sondern verneinte die materiellen Anspruchsvoraussetzungen der eingeklagten 
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Ansprüche. Entsprechend war die Beklagte im ersten Beschwerdeverfahren vor Bundes-
gericht nicht veranlasst, auf die Verjährung einzugehen.» Das Bundesgericht wies den Fall 
damit ein zweites Mal an das Handelsgericht zurück, verbunden mit der Anweisung, dass 
die Vorinstanz «nach der Rückweisung einzig die von der Beklagten erhobene Verjäh-
rungseinrede für die zugesprochenen werkvertraglichen Ansprüche betreffend die Filialen 
Y. und U1. zu prüfen» habe. 

 

Bemerkungen 

Zur Prozessgeschichte ist zu vermerken, dass der Prozess mit Klage vom 31. August 2016 
eingeleitet worden war, mit einer Klagesumme von CHF 734'951.32. Nach der ersten 
Rückweisung durch das Bundesgericht im Jahr 2020 sprach das Handelsgericht der Klä-
gerin mit dem hier besprochenen Urteil am 8. Dezember 2025 einen Betrag von 
CHF 257'363.85 zu. Von diesem Betrag ist nach der Rückweisung gemäss Urteil vom 
5. Mai 2026 noch ein Betrag von CHF 61'117.34 streitig, über welchen das Handelsgericht 
noch entscheiden muss; definitiv zugesprochen ist der Klägerin damit ein Betrag von 
CHF 196'246.51; immerhin zuzüglich Zins zu 5% auf verschiedenen Fälligkeiten, was bei 
dieser Prozessdauer auch eine respektable Summe sein dürfte. 

Die Überlegungen des Bundesgerichts bezüglich Bindungswirkung sind klar. Weshalb die 
Beklagte diese Rügen im Bundesgerichtsverfahren 2020 nicht erhoben hatte, lässt sich 
wohl mit der damaligen prozessualen Stellung erklären: Die Beklagte war aus dem Han-
delsgerichtsverfahren 2019 als Siegerin hervorgegangen, und sah sich offenbar nicht ver-
anlasst, in der bundesgerichtlichen Beschwerdeantwort detaillierte Rügen des für sie im 
Ergebnis positiven Handelsgerichtsurteil 2019 zu erheben. Was sich nun gerächt hat. Die 
Lehre daraus dürfte (vereinfacht ausgedrückt) sein, sich auch nach erfolgreichem kanto-
nalem Verfahren im bundesgerichtlichen Verfahren prozessual so zu verhalten, wie wenn 
das kantonale Verfahren negativ verlaufen wäre. Was eine erhebliche Disziplin und Nüch-
ternheit voraussetzt: Es fällt praktisch schwer, ein positives Urteil anzugreifen. Effektiv 
muss aber antizipiert werden, wie die prozessuale Lage im Falle eines Erfolgs des Gegners 
sein wird, und darauf müssen die eigenen Rügen ausgerichtet werden. 

Aus den Erwägungen, welche zur Rückweisung an die Vorinstanz zur Prüfung der Verjäh-
rungsfrage führten, erhellt, dass es in casu ausschliesslich darauf ankam, was die Vo-
rinstanz wirklich geprüft hatte. Hätte die Vorinstanz beispielsweise im ersten Urteil 2019 
die Frage der Verwirkung offengelassen - was sie ohne Weiteres hätte tun können, weil sie 
die Klage aus anderen Gründen abgewiesen hatte -, hätte auch die Verwirkung im zweiten 
Verfahren vor Bundesgericht noch gerügt werden können. 

Die Ausführungen des Bundesgerichts zur Haftung aus Planung (nach werkvertraglichen 
Regeln zu beurteilen) und Bauleitung (nach auftragsrechtlichen Regeln zu beurteilen) ent-
sprechen langjähriger bundesgerichtlicher Rechtsprechung. Es braucht keinen Planungs-
fehler, um eine Haftung des Planers zu begründen. Eine Haftung kann auch bei korrekter 
Planung aus Fehlern bei der Bauleitung resultieren. Die Verantwortung des Bauleiters 
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erschöpft sich nicht in der blossen Kontrolle, dass gemäss Plan gebaut wird. Vielmehr be-
steht eine eigenständige Pflicht zur Überwachung kritischer Ausführungsschritte. Das Ur-
teil betont die Wichtigkeit der sorgfältigen Bauleitung, wobei die bundesgerichtlichen 
Überlegungen den Schluss zulassen, dass aus dem Schaden direkt auf ungenügende 
Überwachung und damit auf ungenügende Auftragserfüllung geschlossen wurde. 

Was die Behauptungslast zur Frage der Kausalität angeht, muss es genügen, einen Kau-
salzusammenhang zwischen verschiedenen Ursachen und einem Schadensbild zu be-
haupten, auch wenn dabei die technischen Modalitäten des Kausalzusammenhangs 
nicht detailliert dargelegt werden. Auch der Richter muss den einzelnen Schäden nicht 
eine exakte Ursache zuweisen; es genügt, wenn er es als erwiesen erachtet, dass ver-
schiedene Ursachen für die entstandenen Schäden kausal sind bzw. eine relevante Mit-
ursache für die Entstehung dieser Schäden darstellen, wobei er die relevanten (Mit-)Ur-
sachen für die einzelnen Schäden darzulegen hat. 

(Beitrag von Dr. Thomas Ender) 


